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322/J A n t rag e 

, der Abg.Dr. P 1 t t e r tn a n n.. H 0 r n, ferdinanda F los s man n' und 

Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen, 

betreffend Steuerpausohalierung. 

-....... -
Das Bundesministerium für Finanzen hat für gewerbliohe und land- und 

forstwirtschaftliohe Betriebe. Steuerpausohalierungen zugelassen. :qa diese 

Pausohalierungen im Erlassweg erfolgten und bisher nicht festgestellt werden 

konnte, welche geset~liohen Grundlagen hiefür bestehen, ersoheint es den an-. 

fragenden Abte ordneten notwendig, zu prüfen, ob das Bundesministerium für . 

Finanzen sioh in der Frage der Steuerpausohalierung im Rahmen der duroh 

Artikel l8BrVG gegebenen Ermäohtigung gehalten hat. Denn die Finanzverwaltung 

darf, so wie die übrige Verwaltung nur auf Grund der Gesetze ausgeübt werden. 

Dazu kommt, dass das Finanzministerium in den diesbezügliohen Erlä~sen 

den Steuerpfliohtigen ein gesetzwidriges Verhalten aufgetragen hat. Sie lässt 

nämlioh die Pauschalierung nur dann zu, wenn der Steuerpflichtige jene Bücher 

und Aufzeiohnungen nicht führt, zu deren Führung er auf Grund des Einkommen­

steuergesetzes verpflichtet ist. 

WUrden, wie die anfragenden Abgeordneten vermuten, die Pausohalierungs­

erlässe des Finanzministeriums tatsäohlioh ohne gesetzliche Grundlage erlassen, 

dann ergäbe sioh der in der Welt wohl einzig dastehende Fal~, dass ein Mini­

sterium durch eine reohtswidrige Vorsohrift die Staatsbürger anweist, die 

bestehenden Gesetze zu verletzen. Im Interesse der Objektivität, aber auoh 

der Einhaltung der besohworenen Verpfliohtung aus der Verfassung sei: tens der 

Obersten Organe der Verwaltung ersoheint eine Klarstellung dringend erforder-
, 

lieh. Selbst wenn tatsäohlioh eine gesetzliche Handhabe für die Anordnung der 

Pausohalierung besteht, erhebt sioh die Frage, warum diese Pausohalierung nur 

den selbständigen Wirtsohaftstreiben~en gestattet wird und nioht auoh den ~ohn­

steuerpfliohtigen. Denn die Pauschalierung bringt zugestandene Vorteile. Die 

Zeitsohrift 1/lliener Handelskammer"vom 19.Juni 1954 sohrieb dazu: "Die~?au­

sohalierung wird deh Unternehmen nicht nur eine Menge unproduktive Arbeit und 

auch Ärgernisse ersl"aren, sondern auoh in der Riohtung produktivitätssteigernd 

wirken.. dass jeder Unternehmer geradezu angespornt wird, seine Leistungen zu 

erhöhen, da die Steuerbelastung ja bereits fix ist." Das heisst mit anderen 
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Worten: Wenn es einem Unternehmer, dem die Pauschalierung zugestanden wurde, 

gelingt, durch Steigerung der Produktivität seines Betriebes höhere Einnahmen 

zu erzielen, dann hat ,er von den erhöhten Einnahmen keine Steuer zu leisten, 

weil ihm ein fixer Steuersatz vorgeschrieben ist. Und was geschieht mit den 

do~t besOhäft1gten Arbeitern und Angestellten? Die müssen naoh den vom Finanz-. ' 
ministerium peinlich genau eingeha.ltenen Vorschriften über die Lohnsteuer 

jeden Schilling Mehrverdienst versteuern. Ist das die Beaohtung des Gleioh­

heitspri~ips? Ist das die soziale Gerechtigkeit des Finanzministeriums, wenn 

dem Arbeitgeber der Mehrertrag, an dem seine Arbeitnehmer entscheidend mit­

gewirkt haben, durch die Pauschalierung von der Steuermehrzahlung befreit 

wird, aber der Arbeitnehmer den ihm zufallenden Anteil .6n der Produktivität 

versteuern muss? 

Man kann ja auch für Arbeitnehmer eine Steuerpauschalierung, etwa auf 

der Grundlage des Kollektivvertragslohnes, festsetzen und ,damit die darüber 

hinaus gehenden Lohnteile ebenso steuerfrei maohen wie bei den Selbständig6n. 

Wenn es also tatsäohlioheine gesetzliohe Handhabe für Pausohalierungen gibt, 

dann wird ~as F1rianzministerium die Pausohalierungen auch den Unselbständigen 

zugestehen' müssen, und selbstverständlioh ebenso wie bei den Selbständigen, 

unter aktiver Mitarbeit der Gewerkschaft und der Arbeitarkammer, für die das 

Recht sein muss, was bei der Pauschalierung der Selbständigen der Handelskammer 

eingeräumt wurde. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundesminister 

für Finanzen die naohstehende 

Anfrage: 

1.) Ist der Herr Bundesminister bereit, dem Hohen Haus die Reehtsgrund­

lagen bekannt zugeben, a.uf die sich die Erlässe des Finanzministeriums ü'Qer 

die Steuerpausohalierung stützen? 

2.) Ist der Herr Bundesminister bereit, von einer ihm zustehenden gesetz­

lichen Ermächtigung zur Pauscha.lierung von Steuern auoh gegenüber den Lohn­

steuerpflichtigen Gebrauch zu maohen und bei der Festsetzung der Pauschalia­

rungssätze dem Österreiohischen Gewerksohaftsbund und dem österreiohiechen 

Arbeiterkammertag das gleiche Mitwirkungsreoht einzuräumen, wie es der Handole­

kammer bei der Mitwi~kung an der Steuerpausohalierung für Selbständige einge­

räumt wurde? 

-.-.-.... 
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